
Sdlal1t Unabhängigkeit

Nicht nurvom kurzfristigen Prei'5, sondern
auch von der &trukfurpolitik her ist eine
alternative Energieversorgungsstruktur
wirtschaftlich günstig. Ein geringerer Ver..
brauch und einheimische Energiequellen
Würden unsere Wirtschaft von internatio­
nalen Krisenerscheinungen unabhängiger
machen. Die Mehrzahl der E:xperten
warntdavor. zu glauben, dass die Ölpreise
auf lange Sicht stabil bleiben.

Auch könnten wir uns aus ökologischen
Gründen plötzlich stärker als heute ge­
zwungen sehen, den Energieverbrauch zu
senken.

dem nur die Hausbesitzer konnten sinn­
voUer in Energiespannassnahmen inve­
stieren.
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Die weltweite Rezession hat gezeigt t dass
die Schweiz mit ihrer grossen Zahl von an­
passungsfähigen Unternehmen mittlerer
Grässe recht krisenfest ist. Die Stärkung
solcher Betriebe durch eine alternative
Energiepolitik trägt somit auch zur Krl­
senverhütung bei.

Arbeitszeitverkürzung
unumgänglich

Manche Tecbnikfeinde hoffen, dass durch
eine Besteuerung der Energie der Ersatz
von menschlicher Arbeit durch Maschinen
aufgehalten werden könnte. Das ist weit­
gehend eine Illusion, denn gerade die In­
dustrie hat gleichzeitig mit dem Wegratio.
nalisieren von Arbeitsplätzen ihre Ener­
gieeffizienz beträchtlich steigern können.
Besonders die Mikroelektronik kann so...
wohl Arbeit als auch Energie einsparen
helfen.

Eine drastische Verkürzung der Atbeits~

zeit scheint deshalb unumgänglich. Und
das hätte wiederum wichtige Auswirkun­
gen auf die Energiepolitik. In der zusätzli­
chen Freizeit fangen offenbar itnmer mehr
Leute an, immer mehr selber zu machen,
und das verschiebt die Wirtschaftlichkeits­
rechnungen.

In Deutschland, wo man schon mehr Frei­
zeit hat als in der Schweiz, machen hand­
werkliche Eigenarbeit und Nachbar­
schaftshilfe schon ~schen 2,5 und 5 Pro~

zent.des BruttosoZialprodukts aus. Bau­
;SP!l!k~~~D:,lJ.~!?e_n_b,~r.echn~tJ...~~~ .~~~..Ej~

Branchenverbände kennen entspre-
chende Untersuchungen.

Beachten soUte man bei dieser Betrach­
tung nicht nur die Zahl der geschaffenen
Arbeitsplätze, sondern, auch ihre Vertei­
lung und Qualität. An einem Grosskraft..
werk arbeiten während wenigen Jahren
Tausende von Bauletiten. Nach Fertigstei..
lung des Kraftwerks werden sie arbeitslos,
wenn man sie nicht zum nächsten Gross­
projekt verfrachtet.

Die Arbeitsplätze, die durcb eine alterna­
tive Energiepolitik geschaffen würden,
sind regional und zeitUch \'lei besser ver­
teUt. Vor allem kleine und mittlere Be­
triebe im ganzen Land hätten auf lange
Sicbt mehr Arbeit. Qualifiziertes, hand­
werkliches Können wäre geriagt, damit
Tausende von Einzelobjekten optimal sa­
niert werden können.

BiHigere jJnergiet'enorgung

Der Einkauf von Energie aus dem Aus­
land würde also teilweise durch bessere
Gebäuqe und Apparate ersetzt, grosse,
oft multinationale Versorgungsunterneh­
men durch eine Vielzahl von schweizeri­
schen Betrieben. Damit sind wir bei den
Auswirkungen der Energiepolitik auf die
gesamte Volkswirtschaft.

Zunächst einmal kommt eine «grüne~

Energiepolitik für die Wirtschaft eindeu­
tig .billiger. Das ist seit Jahren in einer
Reihe von detaillierten Studien nachge.
wiesen worden. Noch vor der zweiten 01­
krise 1979/80 plädierte Roger Sant von der
Camegie-Mellon-Universität für einen
sinkenden Energiekonsum bei abhalten­
detn wirtschaftlichen Wachstum. Er hatte
untersucht, wie sich der amerikanische
Energiemarkt in der Zeit von 1965 bis
1978 entwickelt hätte~ wenn alle Entschei­
dungen der Konsumenten und der Inve­
storen nach dem marktwirtschaftlichen
Prinzip erfolgt wären·, wenn die steigen­
den Energiepreise im voraus bekannt ge­
wesen und keine institutionellen Hinder.
nisse auf dem Markt bestanden hätten.
Als Folge davon hätten die Amerikaner
ohne Komforteinbusse 17 Prozent weni­
ger für Energie ausgegeben. Der Energie­
verbrauch wäre insgesamt um 22 Prozent
zurückgegangen, und bei der Elektrizität
hätte man gar 43 Prozent weniger ge­
braucht und mehr als die Hälfte der neuen
Kraftwerke nicht bauen müssen.

Am meisten beachtet wurde der breitan­
gelegte'Energie-Report der Harvard B~~i-
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Dinge ausgegeb~riJwird und auf diese
Weise noch einmalrltnd 1,9 Millionen Ar­
beitsplätze entsteh,dn. Insgesamt würde
also sein program~.. in den USA 2,9 Mil-
lionen ZUSä.. tzliCb.. e~c'~... b.eitsPlätz.e.. schaffen.
Bezogen auf die. " chätzte.~ der Be-

SChäf.t.igt.en im lah.,~.'~.. ,'.. 90 wär.e.ri'da...·s...,lc·mme.r­hin 2,5 Prozent..", eute müssten wohl
einige:'oer Ann_ ein wenig geändert
werden. "</'. .
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Neuere, vorsiChti~;~ Abschätzungen für

di.e..S... C•. h..W.eiz h.a..b.e..•• ~.·.••..i·.;.,...·..1..~...... hlen. vo....n..·... _.·...•cähcnlicherGrossenordnunge· eben. De Zürcher
Architekt Conracf::· • Brunner rechnete
letzten Herbst an e~: r Tagung der EMPA
vor. dass eswi~b." ich sei,.nnert zwan­
zig Jahren drei Vi,b el des Qebäudebe­
standes so zu sanier§il. dass~30f2rozentder
heute. benQtigte~~'81·.. izenergie -eingespart
werden.!ProJahr'rn ' sten nacb ~illen An­
gaben dafür rund' 0 Millionen 'Franken
ausgegeben .werdeg~·

- ,,~, ti~ I,

Elmar Ledergerb~~ und Samuel Mauch
vom Büro Infras ~endageg~n~n einer
Tagwg des Bund~jmtesfür KonJunktur-
f~ageri ~m.S~~~~~~I~assJährlich 1,5 ~il­
harden mvestlert~· den müssten, um 1n·
nerhalbvonzW~ Jahren ·zwanzig Pro­
zent dc;r scllweiZep hen H~iZenergie ein­
zuspa·ren. ~~c~ :',. Sch\Ve~risC,I,.eAk­
tion .G·emein~inri.... Enefgiesparen (Sa­
ges):" rechnet' JDit,e Jm ~otent.iaI von 1,4
bis 2 Milli~4c;qJj:r' ke,Q itnJ~~r.
1 '

seits. indirekte, mehr langfristige Folgen
für die gesamte Wirtschaft in bezug auf
Energiepreise, Auslandabhängigkeit, Fle­
xibilität und Krisensicherheit.

Dass. eine «grüne~ Energiepolitik direkt
Arbeitsplätze schaffen kann, zeigen schon
grundlegende Daten aus der Statistik. Ar­
beitsplätze in der Energiewirtschaft oder
im Kraftwerkbau sind viel teurer als in der
Apparateindustrie oder im Baugewerbe.
wobei es allerdings nicht einfach ist, die
unterschiedliche Zahl der indirekt ge­
schaffenen Arbeitsplätze im In- und Aus­
land genau abzuschätzen.

In der Schweiz ist der Unterschied beson­
ders gross, weil die einzelnen Branchen
unterschiedlich viel Vorleistungen aus
dem ~usland importieren.. Wir ha~en
keine Olfelder und Tankschiffe im Land
und auch die Bauteile für Kraftwerke wer­
den zum grossen Teil nicht bei uns herge­
stellt. Das Zürcher Ingenieurbüro Infras
rechnet damit, dass auf eine Million Fran­
ken WertschQpfung im Jahr beim Wärme­
schutz von Gebäuden dreissig Arbeits­
plätze in der Schweiz geschaffen werden,
bei W~ekraftkoppelungsanlagen,Wär­
mepumpen und Sonnenenergieanlagen
wären ,es fünfundzwanzig, gibt man da~

Geld dagegen ,für Energie aus, so entste..
hen nur vier bis fünf Arbeitsplätze.

Senator KeDIJedys
Energiesparprogramm

Die bis heute detaillierteste Studie zu die­
sem Thema hat 1979 der damalige Prisi·
dentschaftsbewerber Senator Edw~rd

Kenn~dy..d~m ~erikanisch~n Kongress

Eine Übersicht der Möglichkeiten, Ansätze und Erfolge

von Ruggero Schleicher von Energiesparmassnahmen

Energieslar ·n scha­
elauernele Arbeits Illze:· nel

macht Wirtschaft krisenf'Isler
cl
1..
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Mit der anhaltenden wirtschaftlichen
Krise sind Arbeitsplätze auch in der Ener­
giepolitik wieder ein Thema. Die Atom­
lobby sucht vermehrt, die aufkommenden
Ängste für sich zu nutzen. <c<EineAn­
nahme der beiden Volksinitiativen hätte
für die gesamte Volkswirtschaft unseres
Landes katastrophale Folgen», Schreibt
der Verband Schweizerischer Elektrizi...
tätswerke in seinem letzten Geschäftsbe­
richt zur Atom- und Energieinitiative, und
~~K:Pr~ident~11i Geiger~wa[nte~rz-

lß.~ovetnber~r.22

Während Jahren wurde überall
vom Energiesparen geredet. An
Ermahnungen fehlte es nicht.
Aber die 'Fortschritte sind be·
scheiden geblieben und die eid­
genössische Energiepolitik
auch. Im letzten Arbeitsbc­
scbaBungsprogramm stand die
Rüstung im Vordergrund, das
Energieproblem scbien verges­
sen. Dabei zeigt eine lange
Reihe von Untersuchungen seit
Jabren unbestritten, dass Ener­
giesparinvestitionen eine ·grosse
Zahl von dauerhaften Arbeits­
plätzen schaffen und unsere
Wirtschaft krisenfester machen
könnten. Mit der nahenden Ab­
s~immDng über die Energiein­
itiative gewinnt dieses Thema
neue Aktualität.



Freiburg geht voran

Die Abkehr "0" der Atomeaergle und EnfölversdJwendUDg würde zwar Arbeitsplätze
vernichtelJ, die Umstellung aalaltemstive Enerrle und EnergiesparmBSSDahmen aber
fast doppelt so rie/e neue Arbeitsplätzeschalten. Foto Ke,stone

Iich in diesem Zusammenh~g: --~Eine
Verknappung des Stromangebotes könnte
sich verheerend auf die Wirtschafts- und
Beschäftigungslage unseres Landes aus­
wirken.»

In Wirklichkeit aber ist eine Energiepoli­
tik, die in Spartechniken investiert anstalt
in neue grosse Produktionsanlagen, sicher
das bessere Mittel gegen die Krise. Das
zeigen seit Jahren eine stattliche zahl von
Untersuchungen renommierter Institutio­
nen und praktische Erfahrungen. Im Aus­
land scheint man daraus mehr-gelernt zu
haben als in der Schweiz: Der Energiever­
brauch der in der OECD zusammenge­
schlossenen westlichen Industrieländer ist
im Vergleich zu ihrem realen Bruttosozial­
produkt seit 1973 um 15 Prozent gesun­
ken, in der Schweiz dagegen blieb er unge­
fähr gleich.

Energiespsren
ist arbeitsintensiv

Will man den Zusammenhang zwischen
Energiepolitik und Beschäftigungslage
untersuchen, so kann man zwei Aspekte
unterscheiden: Einerseits direkte Auswir..
kungen von energiepolitischen Massnah­
men auf den Arbeitsmarkt und anderer-

Auch in der Energiewirtschaft beginnt
die Einsicht, dass Energiesparen Ar..
beitsplätze schafft, Anhänger zu finden.
Seine Gesellschaft sei nicht daran inter­
essiert' möglichst viel Strom·zu verkau·
fen, erklärt zum Beispiel Andre Marro,
der Direktor der Elektrizitätswerke des
Kantons Freiburg. Als öffentliches Un­
ternehmen im Besitze des Kantons
müsse sie bei der Förderung der Wirt­
schaft behilflich sein und für niedrige
Strompreise sorgen. Elektrizität aus
neuen Kernkraftwerken sei nun aber
teurer als Strom aus bestehenden Was­
serkraftwerken, ein steigender Ver­
brauch müsse deshalb zu steigenden Ta­
rifen führen. Deshalb wirbt Direktor
Marro, ein sympathischer älterer Herr,
für sein «Subsidiaritätsprinzip»: Zuerst
müsse man alle verfügbaren lokalen
EnergiequeUen effizient nutzen, sagt er,

~~;g;i;gt.,-P;~f:-·L~;;h~d-S.-R~db~ig
vom Public Resource Center, Washington
D.C., untersucht darin die Bescbäfti­
gungswirkungen eines detaillierten Pro­
gramms zur rationellen Energieverwen­
dung und Nutzung der Sonnenenergie.
Nach einer Anlaufzeit von fünf Jahren sol­
len die jährlichen Investitionen 66 Milliar­
den Dollar betragen. Nach zehn Jahren
wäre der Energieverbrauch pro Einheit
des Bruttosozialprodukts um rund dreissig
Prozent gesunken. Das würde jährlich 119
Milliarden Dollar an Einsparungen mit
sich bringen, 53 Milliarden mehr als die
benötigten jährlichen Investitionen.

Um die Ausw~kungen auf den Arbeits-
markt zu untersuchen, wurde das ausgetüf­
telte Wirtschaftsmodell des Bureau of La­
bor Statisrics verwendet, das 154 Wirt­
schaftszweige unterscheidet.

'In der Energiewirtschaft und im Kraft­
werkbau würden demnach - alle Folgeer­
rekte eingeschlossen - ruud 1,1 MDUonen
Arbeitsplätze verloreDgeben. Aol der an­
dereD Seite würden 1,1 MUllonen neue
SteDen entstehen, also netto runde eine
Million zusätzlicher Arbeitsplätze.

Zusätzlich hat Rodberg angenommen,'
dass das eingesparte Geld für andere

dann erst sei es sinnvoll, fremde Ener­
gien hinzuzuziehen.
Den Freiburgischen Elektrizitätswer­
ken ist es ernst mit die5er Zielsetzung.
Sie fördern die Installation von Wärme­
pumpen und suchen nach Möglichkeit
elektrische Widerstandsheizungen zu
vermeiden. Um Spartechniken und Al­
ternativenergien zu fördern, sind sie an
drei interessanten Firmen beteiligt: Die
Sorane SA beschäftigt sich vor allem mit
Wärmespeicherung und Sonnenener­
gie, die Geimesa SA ist auf konventio­
nellere Spartechnologien spezialisiert,
und die Pasan SA schliesslich ist der er·
ste Hersteller von Solarzellen in der
Schweiz. Andre Marro hofft, dass Son­
nenzellen in zwanzig Jahren einen we­
sentlichen Beitrag zur dezentralisierten
Stromproduktion, vor allem in ländli­
chen Gebieten. leisten können.

Redmef man die 'Ai'lieitiplatzailgaberi der
Infras aus dem Energiekonzept für belde
Basel· auf diese Summe um, 80 ergeben
sieb als direkter Besd1äftiFgseffekt zu­
sätzlich netto 20000, Arbeitsplätze in der
Scbweiz. ,'.

Das wäre knapp ejn~Prozent der Beschäf­
tigten in unserem Land. Dazu käme dann
noch eine beträchtliche Anzahl indirekt
geschaffener Stellen
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Immerhin achtzehn Prozent dieser Ausga­
ben für die Gebä~desanierung würden auf
die Maschinenindustrie entfallen, fünfund­
zwanzig Prozent auf das InstalJationsge­
werbe. Die Fenstedabrikanten mussten ~

um ihren Anteil voii zehn Prozent auszu­
schöpfen, die Produktion verdoppeln.

Mit 1,5 Milliarden.Franken pro Jahr wäre
die Energiesanierung gleich gewichtig wie
früher der Nationalstrassenbau .oder der
Gewässerschutz und würde sich zudept
über mindestens ZWanzig Jahre erstrek­
ken. Eine. Ankurb,)ung durch den Bund
scheint deshalb durchaus gerechtfertigt.

AlsImp~sanseben

Auch wenn man sie'mit besseren statisti­
schen UntersuchtiJ1gen noch verfeinert,
sind diese Abschäjiungen nur von be­
schränkter Aussagekraft. In der Praxis
nämlich zeigt sich,' 'dass Ausgaben für das
Energiesparen sich i oft nur sehr schwer
von anderen Investitionen getrennt be­
rechnen lassen. W~M ein Hausbesitzer
seinen überdimensionierten alten Heiz­
kessel durch einen n~uen, sparsameren er­
setzt, wie soll man da genau unterscheiden
zwischen Energiesparen und Ersatzinve­
stition, die den technischen Fortschritt be­
rücksichtigt? Oderwenn er die Fassade re­
novieren lässt: den Zusätzlichen Aufwand
für eine bessere IsOlation kann man viel­
leicht noch ausrecbhen, obwohl auch die
Standardmaterialien heute besser wärme·
dämmen als früher-J wie aber soll man in
Rechnung stellen, ~ass ohne den Anreiz
des Energiesparens!die ganze Renovation
vielleicht noch um fünf oder sieben Jahre
hinausgezögert worden wäre?

K. H. Troxler von' der Sages meint, man
musse das Energiesparen in der Wirtschaft
eher als Impuls ansehen, der eine ganze
Reihe von anderen Jnvestitionen auslösen
kann. Wegen dieser Abgrenzungsschwie­
rigkeiten ist es heu~e auch kaum möglich,
zu sagen, wie viel~ Arbeitsplätze bisher
durch Energiesparlnvestitionen geschaf­
fen wurden. Weder das Bundesamt für
Energiewirtschaft noch die einschlägigen

uQd Yergin komm~n-djDii~~m:'~sl
dass eine Senkung des amerikanischen
Energieverbrauchs um 30 bis 40 PrQzeot
volkswirtschaftlich gesehen billige,f käme.
Für Europa hielt schon 1919 der Energie­
konzern Shell Einsparungen von dreissig
Prozent tUr wirtschaftlich attraktiv. Ähnli­
che Stimmen liessen sich noch viele zitie­
ren.

Getan wird trotzdem zuwenig in dieser
Richtung, weiJ Marktierzerrungen und
Monopole es dem einzelnen sdlwenna­
ehen. Nach wie vor zahlen Mmionen von
Schweizer Mietern Unsummen an auslän­
disdJe Ölkonzerne, denn nicbt sie, son-

:genarbelt bei neuen Einfamilienhäusern
heute im Schnitt 40000 Mark ausmacht.
So lohnen sich viele arbeitsintensive Ener­
giesparmassnahmen schon viel schneller
als nach offizieller Kalkulation.

Auch wenn die Energieproblematik in der
öffentlichen Diskussion etwas in den Hin·
tergrund getreten ist: Hier bleibt viel zu
tuo. In der heutigen Situation scheint es
notwendig. dass der Staat mit ankur.beln­
den Massnahmen einen anhaltenden
Strom von Investitionen in Gang bringt,
die Arbeitsplätze schaffen, unsere Wirt­
schaft krisenfester machen und nicht zu.­
letzt ökologisch sinnvoll sind.


